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Dr. Carsten Brodesser I MdB                                                                             Berlin Aktuell 26. KW I 2019 

 

Liebe Leserinnen und Leser, 
 

Walter Lübcke, der Regierungspräsident des Regierungsbezirks Kassel, wurde am 2. Juni 2019 ermordet. 

Nach dem jetzigen Stand der Ermittlungen stammt der Täter aus dem rechtsextremen Milieu. Wir trauern 

um Walter Lübcke. Unser Mitgefühl gilt seiner Familie, den Angehörigen und Freunden. 

 

Wir erwarten und vertrauen darauf, dass die Sicherheitsbehörden mit dem Generalbundesanwalt an der 

Spitze die Tat umfassend aufklären und die Frage beantworten, ob noch weitere Personen an der Tat und der 

Vorbereitung beteiligt waren. 

 

Die in rechtsextremen Kreisen kursierenden Reaktionen auf sein Handeln als Politiker und seinen Tod sind für 

uns völlig inakzeptabel, wir weisen sie auf das Schärfste zurück. Wir dulden keinen Angriff von 

Rechtsextremen auf unser Gemeinwesen. Wir werden uns dem mit der Härte des Rechtsstaates 

entgegenstellen. Das sind wir Walter Lübcke und unserer freiheitlichen demokratischen Grundordnung in 

Deutschland schuldig. 
 

 

I. Die politische Lage in Deutschland 

 

Konsequentes Durchgreifen beim Staatsangehörigkeitsrecht. 

Wir verabschieden in dieser Woche in 2./3. Lesung ein Gesetz, auf das wir als Unionsfraktion lange 

gedrungen haben: Doppelstaatler sollen ihre Staatsangehörigkeit verlieren, wenn sie sich an 
Kampfhandlungen einer Terrormiliz im Ausland beteiligen. Seit September 2014 haben wir dies ge-

fordert, in der letzten Legislatur aber nicht die Zustimmung des Koalitions-partners finden können. 
Zwar kann der Entzug der Staatsangehörigkeit aus rechtlichen Gründen nicht für vor Inkrafttreten 

des Gesetzes liegende Handlungen gelten, aber zum Beispiel dann, wenn in verbliebenen IS-Basti-
onen wieder Kämpfe aufflammen oder eine neue Lage dieser Art entsteht. 

Im parlamentarischen Verfahren ist uns gelungen, drei weitere Regelungen durchsetzen: Wer in 
Mehrehe lebt, kann nicht eingebürgert werden. Das ist in Zukunft klar geregelt, denn die Einord-

nung in die deutschen Lebensverhältnisse muss bei der Einbürgerung gewährleistet sein. Zudem 
müssen vor der Einbürgerung Identität und Staatsangehörigkeit geklärt sein. Dem Missbrauch 

wirkt das Gesetz entgegen, indem erschlichene Einbürgerungen künftig nicht mehr nur fünf, son-
dern zehn Jahre lang zurückgenommen werden können. 

 
Gerechtigkeit für SED-Opfer, Aufarbeitung von DDR-Zwangsadoptionen. 

Die Opfer des SED-Unrechts müssen auch in Zukunft weiterhin Gerechtigkeit erfahren. Die Aufar-
beitung und Wiedergutmachung hat auch 30 Jahre nach dem Mauerfall nicht an Bedeutung verlo-

ren. Wir haben uns als Union deshalb dafür eingesetzt, die Rehabilitierungs-Gesetze, welche die 
rechtliche Grundlage für Entschädigungen bilden, zu entfristen. In erster Lesung beraten wir die 

Entfristung, da sonst die Regelung Ende 2019 auslaufen würde. Damit wird den Geschädigten ge-
holfen, die nun erst den Weg zu einem Rehabilitationsverfahren beschreiten können.  

Zugleich beschließen wir einen Antrag als Koalition, mit dem wir das dunkle Kapitel von 
Zwangsadoptionen in der SBZ und der DDR von 1945 bis 1989 aufklären wollen. Auch dieser Teil 
des DDR-Unrechts darf nicht ad acta gelegt werden, sondern bedarf der Aufklärung sowie der Hilfe 

für die Opfer. 
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Erste Beratung der Gruppenanträgen über Organspenden. 

Obwohl die Zahl von Menschen, die auf ein Spenderorgan angewiesen sind, gleichbleibend hoch 
ist, verzeichnet man in Deutschland weiterhin ein geringes Ausmaß an Organspenden. Nun berät 

der Deutsche Bundestag in erster Lesung Gesetzentwürfe zur Frage, wie die Zahl der verfügbaren 
Organe gesteigert werden kann. In diesem ethisch schwierigen Thema müssen Lösungsvorschläge 

gut begründet und abgewogen werden. Daher erfolgt die Auseinandersetzung um die beste Lö-
sung über die Fraktionsgrenzen hinweg mit Gruppenanträgen. Insbesondere umstritten ist die 

Frage, wie ein Einvernehmen möglicher Spender erreicht werden kann. Eine Gruppe vertritt die 
Auffassung, dass einer Organspende ausdrücklich zugestimmt werden sollte. Eine andere Gruppe 

wirbt für die Überzeugung, dass einer Organspende im Vorfeld ausdrücklich widersprochen wer-

den müsste. Wir beginnen in dieser Woche die intensiven Beratungen über dieses Thema, das po-
tentiell über 80 Millionen Menschen in unserem Land betrifft. 

 
 

 
II. Die Woche im Parlament  

 

Gesetz zur Modernisierung und Stärkung der beruflichen Bildung. Wir diskutieren einen Gesetz-
entwurf zur Modernisierung und Stärkung der beruflichen Bildung. Dieser sieht unter anderem die 

Einführung einer Mindestvergütung für Auszubildende vor, deren Höhe im Jahr 2020 für das 1. 
Ausbildungsjahr 515 Euro betragen soll. Die durchschnittliche tarifliche Ausbildungsvergütung be-

trägt bundesweit derzeit 876 Euro. Der Vorrang des Tarifvertrags bleibt bestehen und die Tarifau-
tonomie wird möglichst wenig angetastet. Weiterhin sieht der Entwurf die Einführung von neuen 

Abschlussbezeichnungen für drei höherqualifizierende Berufsfortbildungen (u. a. „Bachelor Profes-

sional“ sowie „Master Professional“) vor. Im Zusammenhang mit dem Berufsbildungsbericht 2019 
wird deutlich, dass diese Maßnahmen zur Modernisierung und zur Steigerung der Attraktivität der 

Berufsausbildung sinnvoll und notwendig sind: im Jahr 2018 mussten 57.000 Ausbildungsstellen 
unbesetzt bleiben. 

 
Gesetze zur Grundsteuer. Das Bundesverfassungsgericht hatte das bisherige System der Grund-

steuererhebung für verfassungswidrig erklärt, weil das derzeitige System wegen völlig veralteter 
Bewertungsgrundlagen (in Westdeutschland von 1964 und in Ostdeutschland sogar von 1935) 

nicht mehr den Maßgaben des Grundgesetzes entspricht. Das Bundesverfassungsgericht hatte 
dem Gesetzgeber aufgegeben, bis zum 31. Dezember 2019 eine Neuregelung auf den Weg zu brin-

gen. Diesem Auftrag kommen wir mit insgesamt drei Gesetzen nach, die wir in erster Lesung bera-
ten: Erstens ein Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes (Artikel 72, 105 und 125b), zweitens das 

Gesetz zur Reform des Grundsteuer- und Bewertungsrechts (Grundsteuer-Reformgesetz) und drit-
tens dem Gesetz Änderung des Grundsteuergesetzes zur Mobilisierung von baureifen Grundstü-

cken für die Bebauung.  
 

Fünftes Gesetz zur Änderung des Telekommunikationsgesetzes (5. TKG-Änderungsgesetz). Wir 
reformieren das Gesetz zur Erleichterung des Ausbaus digitaler Hochgeschwindigkeitsnetze in 

zweiter und dritter Lesung. Damit vermeiden wir eine bisher grundsätzlich mögliche Fehlsteuerung 

beim Glasfaserausbau. Weiterhin verschärfen wir die Transparenzpflichten für die Netzbetreiber. 
Die Kompetenz für eine Datenerhebung zur Netzzustandsanalyse zur tatsächlichen Netzabde-

ckung räumen wir hierfür der Bundesnetzagentur ein. Sie soll auf ihrer Internetseite etwa die von 
den Mobilfunknetzbetreibern übermittelten Informationen über die tatsächliche, standortbezo-

gene Mobilfunknetzabdeckung, einschließlich lokaler Schwerpunkte für Verbindungsabbrüche bei 
der Sprachtelefonie, veröffentlichen können. Wir werden weiterhin den Rahmen der Sanktions-

möglichkeiten der Bundesnetzagentur deutlich erweitern, damit Ansprüche aus bestehenden Ver-
sorgungsauflagen wirksam und konsequent durchgesetzt werden können. Geldbußen sollen bis zu 

2 Prozent des durchschnittlichen Jahresumsatzes eines Unternehmens betragen können. Damit 
setzen wir unsere Politik fort, den Mobilfunk konkret zu verbessern. 
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Der Schiene höchste Priorität einräumen. Wir fordern die Bundesregierung auf, gerade im Sinne 
des Klimaschutzes weiter zur Stärkung des Bahnverkehrs in Deutschland beizutragen. Die Investiti-

onen in das Schienennetz sollen dafür verstetigt, die Zahl der Bahnkunden soll bis 2030 verdoppelt 

werden. Gleichzeitig wollen wir mehr Güterverkehr auf die Schiene verlagern. Weitere Mittel zum 
Erreichen dieser Ziele sind die konsequente Umsetzung des Deutschland-Taktes und der Digitali-

sierung der Schiene. 
 

Mit nationaler Tourismusstrategie den Standort Deutschland weiter stärken. Die große Bedeu-
tung, die der Tourismus für Wirtschaft und Gesellschaft hat, liegt auf der Hand. In der Branche ar-

beiten in Deutschland knapp drei Millionen Beschäftigte. Zur Würdigung, aber auch zur Stärkung 
des Tourismus in Deutschland legen wir einen Antrag vor und fordern die Bundesregierung bei der 

Erarbeitung ihrer Tourismusstrategie dazu auf, die Förderinstrumente in diesem Bereich besser be-
kanntzumachen und in ihrer Verfügbarkeit zu verbessern, so dass gerade strukturschwache Regio-

nen profitieren können. Dies schließt einen Einsatz bei den Verhandlungen für die neue EU-Förder-
periode ab 2020 ein. Nicht zuletzt sollen Maßnahmen ergriffen werden, um gerade Jugendliche für 

die Berufe der Tourismusbranche zu interessieren. 
 

Nachhaltige Entwicklungsziele erreichen – Potenziale aus der Agrarökologie anerkennen und 

unterstützen. Wir beraten den Bericht zur Erreichung nachhaltiger Entwicklungsziele der Koali-

tion. In diesem Papier fordern wir eine effektivere Bewirtschaftung der Landwirtschaftsbetriebe in 
Entwicklungsländern. Vor allem soll dies Kleinbauern ermöglichen, sich aus nicht zukunftsfähigen 

Situationen wie der Subsistenzwirtschaft zu lösen, um sicher ernährt zu werden. Konkret sollen u.a. 
externe Betriebsmittel reduziert und Abfälle wiederverwertet werden. 

 
Gesetz zur Stärkung des Wohngeldes (Wohngeldstärkungsgesetz). Das Gesetz, das wir in erster 

Lesung diskutieren, soll in einer Wohngeldreform 2020 das Leistungsniveau und die Reichweite 
des Wohngeldes stärken, wovon rund 660.000 Haushalte profitieren werden. Unter anderem soll 

etwa die Erhöhung der Wohngeldleistung zum 1. Januar 2020 und eine regional gestaffelte Anhe-
bung der Miethöchstbeträge erfolgen. Vorgesehen ist weiterhin eine Erhöhung von Freibeträgen 

für Personen mit einer Schwerbehinderung und Besserstellungen bei bestimmten anrechnungs-

freien Beträgen. 
 

Frauen im Widerstand gegen den Nationalsozialismus würdigen. Wir wollen mit einem Antrag 
den Mut und Einsatz der Ehefrauen der Männer des 20. Julis 1944 würdigen und anerkennen. Der 

Beitrag dieser Frauen zum Widerstand ist bislang kaum historisch aufgearbeitet und wird auch öf-
fentlich zu wenig wahrgenommen, obwohl er umfassend und mit hohem Risiko versehen war. Dazu 

soll etwa die Wanderausstellung „Unsere wahre Identität sollte vernichtet werden" im Deutschen 
Bundestag beitragen. 

 
Fortsetzung der deutschen Beteiligung an zwei Bundeswehr-Auslandseinsätzen. Wir stimmen 

dem Antrag der Bundesregierung zur Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deutscher Streit-
kräfte an der internationalen Sicherheitspräsenz in Kosovo (KFOR) und der „United Nations Inte-

rim Force in Lebanon“ (UNIFIL) im Libanon.   
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